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Zehntes Buch .

Errichtung von Religionsgemeinden und Religionsämtern .
§ 11 des Toleranzantrags . )

§ 54 . Landesgeſetzliche Vorſchriften .

Bei der Schilderung dieſer Verhältniſſe wollen wir ganz davon

Abſtand nehmen , auf die ſpezielle Regelung für die jüdiſchen Kultus —

gemeinden hinzuweiſen ; hier iſt faſt durchweg für jede Neubildung eine

Genehmigung des Staats erforderlich . Aber auch bezüglich der chriſt —

lichen Religionsgemeinſchaften ſteht es nicht viel beſſer . So beſtimmt0

das preußiſche Landrecht , daß „ neue Parochien nur vom Staate unter

Zuziehung der geiſtlichen Oberen errichtet und die Grenzen derſelben

beſtimmt werden können . “ Bei Veränderungen oder Aufhebung in

ſchon errichteten Parochien muß der Staat alle diejenigen , welche ein

Intereſſe dabei haben , rechtlich hören , und die ihnen etwa zukommenden

Entſchädigungen feſtſetzen . “

Das Kulturkampfsgeſetz vom 11 . 5. 1873 fixiert :

§ 19. Abſ . 1. Die Errichtung von Seelſorgeämtern , deren In
haber unbedingt abberufen werden dürfen , iſt nur mit Genehmigung
des Miniſters der geiſtlichen Angelegenheiten zuläſſi

§ 22. Abſ . ? Dieſelbe Strafe [ Geldſtrafe von 200 bis 1000

nlern ] trifft de njenigen , welcher der Vorſchrift des §S 19 Abſ . 1 zu

widerhandelt .

Das bayeriſche Konkordat ſtellt die Errichtung , Leitung und Ver —

einigung von Pfarreien dem Oberhirten der Dibözeſe anheim , jedoch

im „ Einverſtändnis mit Seiner Kgl . Majeſtät “ . Die zweite Verfaſſungs —
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beilage geſtattet den Mitgliedern der anerkannten Religionsgemein —

ſchaften die Bildung einer eigenen Gemeinde , „ wenn ſie das erforder —

liche Vermögen zum Unterhalt der Kirchendiener , zu den Ausgaben

für den Gottesdienſt , dann zur Errichtung und Erhaltung der nötigen

Gebäude beſitzen , oder wenn ſie die Mittel hierzu auf geſetzlich ge —

ſtattetem Wege aufzubringen vermögen . “

Wie Sachſen , ſo ſchreibt auch Württemberg diesbezüglich in ſeinem

Geſetz v. 30 . 1. 1862 vor :

Artikel 17. Die Bildung neuer kirchlicher Gemeinden und die

Abänderung beſtehender kirchlicher Gemeinde - und Bezirkseinteilungen

kann von dem Biſchof nur im Einverſtändniſſe mit der Staatsregie

rung verfügt werden .

Dasſelbe gilt von der Errichtung , Teilung und Vereinigung von

Pfründen , auch wenn eine neue kirchliche Gemeindeeinteilung nicht

damit verbunden iſt .

Ahnliche Vorſchriften finden ſich in Heſſen , Sachſen - Weimar ,

Oldenburg , Waldeck und Elſaß - Lothringen . Nur Lippe geht in ſeinem

Edikt vom 9. 3. 1854 etwas freier — abgeſehen vom Schlußſatz —
vor durch folgende Beſtimmungen :

Artikel 2. Insbeſondere verſtatten Wir dem Biſchof zu Paderborn

die Errichtung katholiſcher Pfarreien und deren Beſetzung mit einem

kanoniſchen Tiſchtitel beſitzenden Prieſter mit dem Vorbehalte , hierbet

personam minus gratam abzulehnen .

Artikel 6. Dem Biſchof von Paderborn wird die Be

igung gegeben , nach Gutbefinden die im Lande vereinzelt

0wohne

Parochie zuzuweiſen . Im Falle jedoch dieſe eine ausländiſche ſein

ſollte , iſt die Eintragung in die Kirchenbücher dem proteſtantiſchen

Geiſtlichen des Wohnortes der betreffenden Perſonen mit der Ver

en katholiſchen Glaubensgenoſſen einer beliebigen katholiſchen

pflichtung zuzuweiſen , die dafür zu entrichtenden Gebühren an dieſen

abzutragen , und wenn die Amtshandlung von dem proteſtantiſchen

Geiſtlichen nicht ſelbſt verrichtet worden iſt , ſich mit den Atteſten des

katholiſchen Geiſtlichen über die ſpeziellen Fälle auszuweiſen .

◻ 55 . Zulaſſung auswärtiger Religionsdiener zur

Seelſorge .

Der urſprüngliche Toleranzantrag enthält in §S 11 Abſ . 2 des

Toleranzantrags die Beſtimmung , daß „Landesrechtliche Verbote oder
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Beſchränkungen der Verwendung auswärtiger Religionsdiener zu einer

ſeelſorgerlichen Tätigkeit keine Anwendung finden auf die Religions —

diener anerkannter Religionsgemeinſchaften “ . Dieſer Abſatz , der ſpäter

in der Kommiſſion zurückgezogen wurde , da er ſich infolge der übrigen

Beſtimmungen ( insbeſondere des § 9 Abſ . 2) als überflüſſig erwies ,

hat namentlich unter den Gegnern des Antrags große Beunruhigung

hervorgerufen . Profeſſor Mirbt bereits ſah in den Reichslanden

nur noch „ Vollblutfranzoſen “ als Seelſorger tätig und im Oſten nur

noch „ Polen “ ( Toleranzantrag S . 16 ) und Profeſſor Dr . Kahl

äußerte ſeine liebende Fürſorge für die Katholiken Deutſchlands in

dem Schreckensruf : „ Unſere deutſchen Katholiken ſollen durch roma —

niſche Prieſter und Mönche paſtoriert werden ! “ ( Toleranzantrag

S . 37 . ) Selbſt der ſonſt klare Abg . Stöcker ſah ſchon die

Scharen fremdländiſcher Geiſtlicher über unſere Grenzen ziehen ! In

der Tat , der Wauwau war groß ! Indes hatte man den Antrag nicht

einmal richtig geleſen ! Er ſprach mit keinem Wort von „ aus

ländiſchen “ Prieſtern , ſondern nur von „ auswärtigen “ ; letzterer

Ausdruck aber iſt in der geſamten deutſchen Geſetzſprache bisher ſo

aufgefaßt worden , daß man darunter die Angehörigen eines andern

deutſchen Bundesſtaats verſteht . Die Bloßſtellung durch den Abg .

Gröber im Reichstage ob dieſer Befürchtung war daher eine wohl —

verdiente . Daß aber eine gewiſſe „Freizügigkeit “ innerhalb des Reiches

höchſt notwendig iſt , ſoll nur ein Blick auf die Geſetzgebung der Einzel —

ſtaaten lehren .

Am tiefſten griff hier die preußiſche Kulturkampfsgeſetzgebung ein ;

das Geſetz vom 11 . 5. 1873 über die Vorbildung und Anſtellung

der Geiſtlichen beſtimmt , daß ein geiſtliches Amt nur einem Deutſchen

übertragen werden darf , der „ ſeine wiſſenſchaftliche Vorbildung dar

getan hat und gegen deſſen Anſtellung kein Einſpruch von der Staats —

gewalt erhoben worden iſt . “ Dieſe Beſtimmung gilt auch für nur

vorübergehende Aushilfe in der Seelſorge . Durch die Geſetze vom

21 . 5. 1886 und 29 . 4. 1887 iſt dann beſtimmt worden , daß das

Leſen der hl . Meſſe und die Spendung der Sakramente nicht hierunter

fallen . Hinſchius definiert die heutige Rechtslage dahin : „ Es ſteht
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nunmehr jedem katholiſchen Prieſter frei , gleichviel , ob er In —

länder oder Ausländer iſt , ob er die vorgeſchriebene Bildung beſitzt

oder nicht , ob die Anzeigepflicht erfüllt iſt oder nicht , ob er infolge

eines ſtra fgerichtlichen Urteils zur ferneren Ausübung ſeines Amtes

unfähig geworden iſt oder nicht , jede Art von Meſſen zu leſen und

ſämtliche Sakramente zu ſpenden . Allerdings begreift dieſe Freiheit

nicht die Ausübung des Predigtamtes , die Spendung der Sakramentalien

( der Weihungen und Segnungen ) und die Verwaltung ſonſtiger kirch —

licher Amtshandlungen , z. B. die Führung von Kirchenbüchern , die

Teilnahme am Kirchenvorſtand , und die Vornahme ſolcher Amts —

handlungen ohne Beobachtung der 88 1 bis 3des Geſetzes vom 11 . Mai

1873 (in ihrer jetzigen Geſtalt ) iſt nach §S 23 desſelben ſtrafbar ge —

blieben . “

Eine bayeriſche Miniſterialentſchließung vom 20 . 6. 1851 beſagt :
Ziff . 4. Wenn die kirchliche Oberbehörde zur außer

ordentlicher kirchlicher Feierlichkeiten Geiſtliche herbeirufen und er

mächtigen will , welche einem im Lande nicht rezipierten an

gehören oder das bayeriſche Indigenat nicht beſitzen , ſo hat ſie hier —

von bei der kgl. Regierung Anzeige zu machen , und behalten ſich
Seine Majeſtät der König die Entſcheidung bevor .

Dieſe Verordnung findet noch heute Anwendung und zwar für

katholiſche Biſchöfe ebenſo wie für lutheriſche Prediger ; dem Hofprediger
der Kaiſerin hat man allerdings vor einigen Jahren keine Schwierig —

keiten gemacht , er konnte ruhig in Bayern ſeine Predigten halten , obwohl

er das „bayeriſche Indigenat “ nicht beſaß ; etwas anders verhielt ſich die

Regierung , als ein Biſchof aus Preußen auf dem Wolfsgangs - Jubiläum

Regensburg predigen wollte . Auch bei den Jubiläumsfeiern , welche

im Jahre 1875 zu Oggersheim in der Pfalz und im Jahre 1881

zu Eichſtätt ſtattfanden , iſt „ die Verweigerung der Allerhöchſten Ge —

nehmigung für den Fall der Übernahme einer Predigt von ſeiten
ſolcher Kirchenfürſten oder ausgezeichneter Würdenträger , welche das

bayeriſche Indigenat nicht beſaßen , teils ausgeſprochen , teils in ſichere

Ausſicht geſtellt worden “ . Die Vorſtellungen , welche die bayeriſchen

Erzbiſchöfe und Biſchöfe an den Prinzregenten am 14 . Juni 1888

richteten , hob auch dieſe „läſtige Beſchränkung des kirchlichen Lebens “
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als Beſchwerdepunkt hervor , hatte aber in dieſem Punkte ebenſowenig

einen Erfolg , wie die entſprechenden Vorſtellungen vom 15 . Mai 1853

und 23 . Juli 1868 .
Ddie katho —Das ſächſiſche Geſetz vom 23 . 8. 1876 ſchreibt für

liſchen Geiſtlichen deutſche Staatsangehörigkeit , Ablegung der Ent —

laſſungsprüfung auf einem deutſchen Gymnaſium und 5jähriges theo

logiſches Studium auf einer deutſchen Univerſität vor . „ In keinem

Falle darf zu einem geiſtlichen Amte berufen werden , wer in einen

unter Leitung des Jeſuitenordens oder einer dieſem Orden verwandten

religiöſen Genoſſenſchaft ſtehenden Seminare ſeine Vorbildung erlangt

hat . “ Dieſe Beſtimmungen gelten auch für Stellenvertretung und

Hilfsleiſtung , ſelbſt für „ einzelne geiſtliche Amtshandlungen “ (§S 26 ) .

Es kann ſomit die Frage aufgeworfen werden , ob Prälat Dr . Schäd —

ler , der bei den Jeſuiten ſtudierte , als nunmehriger zweiter Vor —

ſitzender der Zentrumsfraktion , in Leipzig zelebrieren darf , wenn er

den dritten Vorſitzenden der Fraktion , Reichsgerichtsrat Dr .

beſucht ! Dieſe Auffaſſung iſt namentlich begründet durch die

zu dieſem Geſetze , in dem es heißt :

immungen des Paragraphen folgt unter andere

desdaß auch Hausgeiſtliche innerhalb

werden können , wenn den ſtaatlichen

prechen , und daß dies der Fall , von der Staats

geſtellt worden iſt . Nur dasAbſ . 3 ausdrücklich feſt

ifung nach § 25 fällt bei ihnender beſonderen wiſſenſchaftlichen P

weg, da ſie keine Amtsprüfung zu beſtehen haben . “

Bei der Deputations - Beratung in der zweiten Kammer erläuterte

die Regierung dieſe Beſtimmung dahin :

„ Daß Abſ . 2 des §S 26 ſich auf ſolche Privatgeiſtliche beziehe , welche

zugleich den Charakter von Pfarrgehilfen haben oder tatſächlich be

anſpruchen , daß dagegen eigentliche Hausgeiſtliche d. h. ſole Geiſt

liche , welche ein Familienhaupt bloß zur Seelſorge für ſich und die

mit ihm ein und dieſelbe Haushaltung bildenden Perſonen , einſchließ

lich ſeiner mit ihm in demſelben Haus wohnhaften Dienerſchaft ,

erliegeangenommen hat , den Vorſchriften der §8 19 bis 25 nicht un

Der Deputationsbericht fügt der Mitteilung dieſer Erläuterung

bei ( Landtagsakten 1875/76 , Berichte der II . Kammer , Bd . IV , S. 20 ) :
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„ Die Deputation hat anzuerkennen , daß bei Hausgeiſtlichen der

zuletzt gedachten Art von einem eigentlichen geiſtlichen Amte keine

Rede ſein könne , und daß dieſe Hausgeiſtlichen , wenn und ſolange
ſie ſich auf die bezeichnete Privattätigkeit innerhalb einer und der

ſelben einzelnen Familie beſchränken , zu dieſer Tätigkeit ſtaatlicher

Genehmigung nicht bedürfen . Der Deputation erſcheint dies eine un

beſtreitbare Konſequenz der in der Verfaſſungsurkunde gewährleiſteten

Gewiſſensfreiheit zu ſein . “

Bei der Beratung des §S 26 in der erſten Kammer am 29 . Juni

1876 ſagte Biſchof Bernert ( Mitteilungen über die Verhandlungen
Bd . J, S . 1047 ) :

„ Für die Vornahme einzelner geiſtlicher Amtshandlungen möchten

doch nicht dieſelben Bedingungen ſtatuiert werden , wie für ſolche

Geiſtliche , die bleibend in Sachſen angeſtellt werden ſollen . Es

kommen ſo viele fremde Geiſtliche auf der Reiſe nach Sachſen ,
die auch hier die heilige Meſſe leſen wollen . Es wäre doch eine

Härte , da es nicht zu geſtatten , hier Meſſe zu leſen , da ſolches allent

halben Geiſtlichen , die ſich gehörig ausweiſen , geſtattet wird . Des

gleichen iſt es ein Bedürfnis , für die Seelſorge fremder Arbeiter

mit unter Sorge zu tragen und es iſt mir bekannt , daß proteſtantiſche
Geiſtliche aus Böhmen auch nach Sachſen kommen , um einen Gottes

dienſt für die Arbeiter zu halten . Durch dieſen Paragraphen jedoch
wird ganz ausgeſchloſſen ſein , einen fremden z. B. den der tſchechiſchen

Sprache mächtigen Geiſtlichen für dergleichen Amtshandlungen herbei

zurufen . Ich würde alſo da bitten , daß das irgendwie berückſichtigt
werden möchte . “

Der Staatsminiſter Dr . v. Gerber entgegnete , die Beſtimmung

ſei notwendig , um eine wirkliche Ordnung aufrecht zu erhalten . Härten
können durch Nachlaß von Ausnahmen , der ja einigermaßen in dem

zitierten Paragraphen geſtattet ſei , vermieden werden . Darauf fand

der Artikel unveränderte Annahme .

Das badiſche Geſetz vom 9. 10 . 1860 beſtimmt , daß „die Zu —

laſſung zu einem Kirchenamt oder zur öffentlichen Ausübung kirchlicher

Funktionen durch den Nachweis einer allgemeinen wiſſenſchaftlichen

Vorbildung bedingt iſt “. Dann werden die einzelnen Anforderungen
an den Geiſtlichen aufgezählt . Heſſen hat dieſelbe Beſtimmung , nur

unterwirft es „ vorübergehende Ausübung einzelner kirchlicher Hand —
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lungen nicht den Strafbeſtimmungen “ ſeines Geſetzes . In Braun —

ſchweig unterſagte ſowohl das alte Katholikengeſetz (&S 24

Jahre 1867 wie das neue (§S 16 ) vom Jahre 1902 ganz allgemein

den Vollzug „kirchlicher Amtshandlungen “ allen Geiſtlichen , die nicht

im Lande angeſtellt ſind und ſich vor dem Amtsunterricht auf das

Katholikengeſetz verpflichten . D

vom

emgemäß wurde auch im Jahre 1890

der katholiſche Pfarrer B. in Lamſpringe zu einer ſchwerkranken ,

hochbetagten katholiſchen Frau nach dem benachbarten braunſchweigiſchen

Dorfe Helmſcherode gerufen , damit er derſelben die Sterbeſakramente

ſpende . Die in S 23 des Geſetzes vom 10 . Mai 1867 verlangte

miniſterielle Vollmacht einzuholen , war , da Gefahr im Verzuge war ,

dem Geiſtlichen nicht möglich . Der Geiſtliche machte ſich ſofort auf

den Weg und verſah die Frau . Auf Anzeige des evangeliſchen Kon —

ſiſtoriums wurde Pfarrer B. wegen ſeiner Verfehlung gegen das Ge —

ſetz mit 40 Mk . Geldſtrafe beſtraft . Ein Geſuch , die Strafe im

Gnadenwege zu erlaſſen , wurde abſchlägig beſchieden . In Sachſen⸗

Koburg - Gotha darf niemand „geiſtliche Verrichtungen vornehmen ,

wenn er nicht in irgend einer inländiſchen Diözeſe zu ſolchen wirklich

angeſtellt iſt oder dazu mit Genehmigung des Landesherrn die be⸗

ſondere Erlaubnis erhalten hat “ . Ganz ähnlich beſtimmen die Geſetze

von Anhalt , der freien Stadt Lübeck und von Elſaß - Lothringen .

Angeſichts dieſer Geſetze wird niemand in Abrede ziehen wollen ,

daß die Anregung des Antrages der Zentrumsfraktion überflüſſig ge⸗

weſen ſei . Sie finden nun ihre Erledigung durch die Beſtimmungen

des Artikel 9.

§ 56 . Die Beſtimmung des Toleranzantrages .

Der Entwurf lautete :

„ Anerkannte Religionsgemeinſchaften können innerhalb des Reichs

gebiets Religionsgemeinden oder geiſtliche Amter , ſofern für ſolche

ſtaatliche Mittel nicht in Anſpruch genommen werden , ohne ſtaat

liche Genehmigung errichten oder abändern . “

Dann folgte als Abſatz 2 die ſoeben beſprochene Beſtimmung

über die Verwendung auswärtiger Religionsdiener . Der Antrag fand
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ohne Debatte Annahme , nur wurde ſtatt „ anerkannte “ geſetzt „die

Religionsgemeinſchaften “ . Es iſt aber in der Tat ſehr zu bedauern ,

daß niemand auf die ſehr große Gefahr aufmerkſam gemacht , die

Profeſſor Mirbt in ſe

folgenden Worten ſchilderte : „ „ Was iſt ein geiſtliches Amt ? “

llen,

auch die Funktion eines Nuntius unter dieſem Begriff zu begreifen ,

einer Broſchüre über den Toleranzantrag in8

kurialen Dialektik würde es gewiß nicht ſchwer fa

d. h. es wäre endlich der Weg gefunden , heiße Wünſche in Berlin

u verwirklichen , die dort bisher energiſche Abweiſung ge3

funden haben “ (S. 15) . Woher Profeſſor Mirbt ſeine Kenntni

h at , daß in Rom oder im Zentrum der heiße Wunſch beſteht , in
N0 erlin einen Nuntius zu haben , ſagt er nicht , auch nicht , ob ſchon

Verſuche in dieſer Richtung unternommen worden ſind , obwohl er von

„energiſcher Abweiſung “ ſpricht . Was aber dieſer Artikel mit der

Errichtung einer Berliner Nuntiatur zu tun hat , iſt jedem denkenden

Menſchen ein Rätſel ; wenn der Berliner Hof nicht will — ganz ab —

geſehen davon , ob Rom es wünſcht — dann könnten tauſend katholiſche

Würdenträger mit dem Titel Nuntius in Berlin ſitzen , eine Nuntiatur

würde nicht vorhanden ſein und ein diplomatiſcher Verkehr zwiſchen

Preußen und dem Hl . Stuhl auch nicht ! Es muß wahrlich um die

Poſition der Gegner des T

wenn man mit ſolchen Mätzchen kommt ; da gruſelt es höchſtens neben

dem Marburger Profeſſor noch einem Hinterpommer !

oleranzantrages ſehr ſchlecht beſtellt ſein ,

Errichtung gottesdienſtlicher Gebäude und Gebrauch

der Glocken .

Bereits in dem urſprünglichen Artikel 9 hatte der Entwurf des

Toleranzantrages bezüglich der anerkannten Religionsgemeinſchaften den

Abſatz 2:

DDieſelben ſind insbeſondere befugt , überall im Deutſchen Reich
ohne ſtaatliche oder kommunale Genehmigung Gottesdienſte abzu
halten , Kirchengebäude mit Türmen zu erbauen und auf denſelben
Glocken anzubringen .
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Bei der Umgeſtaltung des Artikels 9 ließ ſich dieſe Beſtimmung
nicht mehr unterbringen ; ſie wurde zurückgezogen und nun zu Artikel 11
der Antrag geſtellt als Abſatz 2 aufzunehmen :

„ Die Religionsgemeinſchaften ſind befugt , überall im Deutſchen
Reiche Kirchengebäude mit Türmen zu erbauen und auf denſelben
Glocken anzubringen . “

Zur Begründung wurde bemerkt , durch Beifügung des Abſatzes 2
ſei nur eine Konſequenz aus Artikel 9 gezogen . Der Antrag fand
auch Annahme . Für ſeine Notwendigkeit ſprachen ſowohl landesgeſetzliche
Vorſchriften wie einzelne beſtimmte Vorkommniſſe . In Preußen iſ
den nicht anerkannten Religionsgemeinſchaften nicht geſtattet , ſich der
Glocken zu bedienen ; ebenſo in Bayern nicht nach folgender Be —
ſtimmung der zweiten Verfaſſungsbeilage : „ § 35 . Den Privatkirchen⸗
geſellſchaften iſt aber nicht geſtattet , ſich der Glocken oder ſonſtiger
Auszeichnungen zu bedienen , welche Geſetze oder Gewohnheit den
öffentlichen Kirchen angeeignet haben . “

Durch Verfügung des ſächſiſchen Kultusminiſteriums vom
16 . Januar 1869 wurde genehmigt , daß der Turm des anglikani⸗

ſchen Kirchengebäudes mit Glocken verſehen und von letzteren „ für
den Gottesdienſt unter der Vorausſetzung Gebrauch gemacht werde ,
daß dieſer Gebrauch auf das Anſchlagen während derjenigen kirchlichen
Ritualhandlungen , bei denen ſolches in der anglikaniſchen Kirche über
haupt üblich iſt , ſowie auf ein einmaliges kurzes Läuten vor den
ſonn⸗ und feſttägigen Gottesdienſten beſchränkt bleibe “ . Durch Miniſte —
rialverfügung vom 20 . Februar 1877 wurde ausgeſprochen , daß das
Miniſterium in Berückſichtigung der Befürwortung ſeitens der Inſpektion
der evangeliſch⸗lutheriſchen Kirchen der Stadt Dresden von dieſen
Beſchränkungen für den Gebrauch der Glocken „ bis auf Weiteres “
abſehen und ſtatt deſſen die Genehmigung nur von der Bedingung
abhängig machen wolle , daß die Glocken nur zu gottesdienſtlichen und
kirchlichen Zwecken gebraucht werden .

Das bemerkenswerteſte iſt in Mecklenburg - Schwerin geleiſtet
worden . Durch Erlaß des Juſtizminiſteriums , Abteilung für geiſtliche

Erzberger , Loleranz
18
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Angelegenheiten , vom 21 . Auguſt 1883 wurde ein Geſuch des katho —

liſchen Seelſorgers in Roſtock um Erteilung der Erlaubnis zum Bau

einer katholiſchen Kirche abſchlägig beſchieden , „ da die Katholiken

daſelbſt weder das Recht der öffentlichen Religionsübung haben , noch

eine Gemeinde mit juriſtiſcher Perſönlichkeit und dem Rechte zum

Erwerb von Eigentum bilden , der Magiſtrat in Roſtock aber der Er —

weiterung der denſelben bisher zugeſtandenen privaten Religionsübung

durch die Geſtattung der Erbauung einer Kirche unter Berufung auf

die der Stadt im § 57 sub III des Erbvertrages vom 13 . Mai 1788

erteilte Zuſicherung widerſprochen hat . Übrigens ſteht der Herrichtung
oder Erbauung einer beſonderen Räumlichkeit für den katholiſchen

Gottesdienſt daſelbſt ( ohne Turm und ohne Glocken ) und der

Benutzung derſelben für dieſen Zweck kein rechtliches Hindernis ent —

gegen “ . In Wismar wurde durch Reſkript vom 3. November 1871

die Abhaltung katholiſchen Gottesdienſtes erlaubt . Als die Katholiken

Wismars im Jahre 1898 um die Erlaubnis zur Erbauung einer

Kirche einkamen , erhielten ſie durch Erlaß vom 6. Januar 1899 vom

Miniſterium für geiſtliche Angelegenheiten den Beſcheid : „ Geſtattet

wird , anſtelle des bisherigen Gebäudes auf dem neuerworbenen

Grundſtück in der Breitenſtraße zu Wismar ein Gebäude für die

Abhaltung des durch Reſkript vom 3. November 1871 zugelaſſenen

römiſch - katholiſchen Gottesdienſtes aufzuführen und zu benutzen . Da —

gegen wird nicht geſtattet die Errichtung einer römiſch - katholiſchen

Kirche oder Kapelle und die Anlage eines Turmes und Geläutes

auf dem auszuführenden Gebäude . Auch darf dem Gebäude im

Außeren ein kirchenähnliches Ausſehen nicht gegeben werden . “

In Sachſen - Koburg⸗Gotha dürfen die Kirchenglocken nur benutzt

werden „ zum Behuf der Zuſammenberufung zum öffentlichen Gottes⸗

dienſt ; zu anderen Zwecken , als dieſen darf aber die Glocke ohne ganz

ausdrückliche Genehmigung der Polizei des Orts nicht gebraucht werden . “

Somit iſt in dieſem Staate das Ave - Maria⸗ - Läuten verboten !
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Der Artikel 11 lautet in ſeiner nunmehrigen Faſſung :
„ Die Religionsgemeinſchaften können innerhalb des Reichsgebiets

Religionsgemeinden oder geiſtliche Amter , ſofern für ſolche ſtaatliche

Mittel nicht in Anſpruch genommen werden , ohne ſtaatliche Genehmigung
errichten oder abändern .

Die Religionsgemeinſchaften ſind befugt , überall im Deutſchen

Reich Kirchengebäude mit Türmen zu erbauen und auf denſelben Glocken

anzubringen . “

atæ
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